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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der gesetzlichen Berichtspflichten
 im  Zuständigkeitsbereich  des  Bundesministeriums  für  Ernährung,  Landwirtschaft
 und Verbraucherschutz

 A.  Problem und Ziel

 Durch  die  modernen  Kommunikationstechnologien  stehen  für  die  Abgeordne-
 ten  des  Deutschen  Bundestages  und  die  interessierte  Öffentlichkeit  jederzeit
 aktuelle  Informationen  zu  den  nachgefragten  Themenbereichen  zur  Verfügung.
 Routineberichte  in  enger  zeitlicher  Abfolge  sind  deshalb  nicht  mehr  erforder-
 lich.  In  diesem  Zusammenhang  sind  die  Intervalle  für  die  gesetzlich  geforderten
 Berichte  auf  einmal  je  Legislaturperiode  umzustellen.  Gesetzlich  geforderte
 Berichte  in  größeren  Intervallen  ergänzen  sinnvoll  die  jeweils  aktuelle,  ereignis-
 bezogene  Berichterstattung  bei  der  Beantwortung  parlamentarischer  Anfragen,
 in  Broschüren,  im  Internetangebot  und  in  der  Pressearbeit  des  Bundesministe-
 riums  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und  Verbraucherschutz  (Bundesministe-
 rium).  Sie  greifen  längerfristige  Entwicklungen  zusammenfassend  auf.  Darüber
 hinaus soll das Gesetz auch dem effektiveren Personaleinsatz dienen.

 B.  Lösung

 Die  Intervalle  für  die  nach  dem  Landwirtschaftsgesetz,  dem  Tierschutzgesetz
 und  dem  Bundeswaldgesetz  gesetzlich  vorgeschriebenen  Berichte  der  Bundes-
 regierung werden auf einmal je Legislaturperiode umgestellt.

 C.  Alternativen

 Beibehaltung der kurzen Berichtsintervalle für die Bundesregierung.

 D.  Finanzielle Auswirkungen

 1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Kosten  entstehen  für  den  Bundeshaushalt,  die  Haushalte  der  Länder  und  Kom-
 munen nicht.

 2.  Vollzugsaufwand

 Eine  Verringerung  des  Vollzugsaufwandes  ist  zu  erwarten.  Dies  gilt  nicht  nur  für
 das  Bundesministerium  bei  der  Aufbereitung,  Abstimmung  und  Verteilung  der
 regelmäßigen  Berichte,  sondern  im  Rahmen  der  Ressortabstimmung  und  der
 Kabinettbefassung auch für andere Bundesministerien.
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E.  Sonstige Kosten

 Auswirkungen  auf  Einzelpreise,  das  allgemeine  Preisniveau,  insbesondere  das
 Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

 F.  Bürokratiekosten

 Durch  die  Verlängerung  der  Periodizität  der  gesetzlichen  Berichtspflichten  ver-
 ringern  sich  die  Bürokratiekosten  der  Verwaltung.  Informationspflichten  für  die
 Wirtschaft und für Bürgerinnen und Bürger sind nicht betroffen.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der gesetzlichen Berichtspflichten
 im  Zuständigkeitsbereich  des  Bundesministeriums  für  Ernährung,  Landwirtschaft
 und Verbraucherschutz

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Landwirtschaftsgesetzes

 Das  Landwirtschaftsgesetz  in  der  im  Bundesgesetzblatt
 Teil  III,  Gliederungsnummer  780-1,  veröffentlichten  berei-
 nigten  Fassung,  zuletzt  geändert  durch  Artikel  181  der  Ver-
 ordnung  vom  31.  Oktober  2006  (BGBl.  I  S.  2407),  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  In  §  4  Satz  1  werden  die  Wörter  „mit  dem  Ergebnis
 der  Feststellungen  des  Bundesministeriums  (§  2)  bis
 zum  15.  Februar  eines  jeden  Jahres  –  erstmals  bis  zum
 15.  Februar  1956  –“  durch  die  Wörter  „alle  vier  Jahre
 – erstmals ab dem Jahre 2011 –“ ersetzt.

 2.  § 8 wird gestrichen.

 Artikel 2

 Änderung des Tierschutzgesetzes

 In  §  16e  des  Tierschutzgesetzes  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  18.  Mai  2006  (BGBl.  I  S.  1206,  1313),
 das  durch  Artikel  4  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  2006
 (BGBl.  I  S.  3294)  geändert  worden  ist,  werden  die  Wörter
 „alle zwei Jahre“ durch die Wörter „alle vier Jahre“ ersetzt.

 Artikel 3

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
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Begründung
 A.  Allgemeiner Teil

 Durch  die  modernen  Kommunikationstechnologien  stehen
 für  die  Abgeordneten  des  Deutschen  Bundestages  und  die
 interessierte  Öffentlichkeit  jederzeit  aktuelle  Informationen
 zu  den  nachgefragten  Themenbereichen  zur  Verfügung.
 Routineberichte  in  enger  zeitlicher  Abfolge  sind  deshalb
 nicht  mehr  erforderlich.  In  diesem  Zusammenhang  sind  die
 Intervalle  für  die  gesetzlich  geforderten  Berichte  auf  einmal
 je  Legislaturperiode  umzustellen.  Dies  dient  auch  einem  ef-
 fektiven  Personaleinsatz.  Gesetzlich  geforderte  Berichte  in
 größeren  Intervallen  ergänzen  sinnvoll  die  jeweils  aktuelle,
 ereignisbezogene  Berichterstattung  bei  der  Beantwortung
 parlamentarischer  Anfragen,  in  Broschüren,  im  Internetan-
 gebot  und  in  der  Pressearbeit  des  Bundesministeriums.  Sie
 greifen längerfristige Entwicklungen zusammenfassend auf.

 Durch  die  enge  Periodizität  von  einem  Jahr  für  den  Agrarbe-
 richt  inklusive  forstwirtschaftlichem  Teil  und  von  zwei  Jah-
 ren  für  den  Tierschutzbericht  kann  in  den  einzelnen  Berich-
 ten  zu  einer  Reihe  von  Themen  innerhalb  der  kurzen
 Zeitabstände  häufig  weder  in  Bezug  auf  die  Beschreibung
 der  Lage  noch  auf  die  ergriffenen  Maßnahmen  über  neue
 Entwicklungen  berichtet  werden.  Die  kurzen  Berichtsinter-
 valle  waren  sinnvoll,  als  vergleichsweise  wenige  andere
 Informationsquellen  zu  Verfügung  standen.  Mit  Blick  auf  die
 inzwischen  für  alle  und  jederzeit  zugänglichen  Informatio-
 nen  wird  hier  jedoch  Arbeit  geleistet,  ohne  dass  damit  tat-
 sächlich ein Mehrwert für die Nutzer erzielt werden kann.

 Das  Bundesministerium  erarbeitet  darüber  hinaus  zusätzlich
 zu  den  bestehenden  periodischen  Berichtspflichten  für  die
 Abgeordneten  –  sei  es  über  Berichte  zu  Einzelthemen  im
 Rahmen  der  Arbeit  der  Ausschüsse  des  Deutschen  Bundes-
 tages  oder  im  Rahmen  von  schriftlichen  und  mündlichen
 Anfragen  –  eine  große  Zahl  von  Berichten  zu  einzelnen  Fra-
 gestellungen.  Auch  steht  das  vielfältige  Material  zur  Verfü-
 gung,  das  im  Rahmen  der  Öffentlichkeitsarbeit  sowie  von
 Fachinformationen  in  Form  von  Broschüren  oder  über  das
 umfangreiche  Internetangebot  des  Bundesministeriums  be-
 reitgestellt wird.

 Größere Berichtsintervalle

 ●  reduzieren  den  Arbeitsaufwand  für  die  Bundesregierung
 bei der Erstellung der Berichte;

 ●  erhöhen  die  Chance  für  eine  politisch  aussagefähigere
 Aufbereitung  einzelner  Themenfelder  im  Zusammen-
 hang  mit  aktuell  angeforderten  Berichten  des  Parlaments;

 ●  tragen  dem  Umstand  Rechnung,  dass  es  in  vielen  Berei-
 chen  kurzfristig  nur  zu  graduellen  Änderungen  kommt
 bzw.  dass  im  Zusammenhang  mit  Maßnahmen  für  die
 Landwirtschaft  der  Zeitraum  einer  Legislaturperiode
 relevanter als eine Jahr-zu-Jahr-Betrachtung ist.

 Durch  das  Gesetz  werden  die  Periodizitäten  für  die  zwei  ge-
 setzlichen  Informationspflichten  des  Bundesministeriums
 verlängert,  nämlich  für  den  Agrarbericht  inklusive  forstwirt-
 schaftlichem  Teil  und  für  den  Tierschutzbericht.  Die  dadurch
 eingesparten  Bürokratiekosten  der  Verwaltung  lassen  sich
 nicht  abschätzen.  Informationspflichten  für  die  Wirtschaft
 und  für  Bürgerinnen  und  Bürger  sind  durch  den  Gesetzent-
 wurf nicht betroffen.

 B.  Zu den einzelnen Vorschriften

 Zu Artikel 1

 Artikel  1  beinhaltet  die  Verlängerung  des  gesetzlichen  Inter-
 valls  für  den  „Bericht  über  die  Lage  der  Landwirtschaft“  von
 jährlich  auf  alle  vier  Jahre.  Damit  ist  gewährleistet,  dass  ein-
 mal  in  der  Legislaturperiode  ein  solcher  Bericht  erstattet
 wird.  Davon  unberührt  bleibt  die  Erhebung  der  statistischen
 Daten  zu  Ertrag  und  Aufwand  landwirtschaftlicher  Betriebe,
 die jährlich in geeigneter Weise veröffentlicht werden.

 §  8  des  Landwirtschaftsgesetzes  ist  gegenstandslos  und  da-
 her aufzuheben.

 Zu Artikel 2

 Artikel  2  beinhaltet  die  Verlängerung  des  gesetzlichen  Inter-
 valls  für  den  Bericht  über  den  Stand  der  Entwicklung  des
 Tierschutzes von zwei auf ebenfalls vier Jahre.

 Zu Artikel 4

 Artikel 3 regelt das Inkrafttreten.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  eines  Ge-
 setzes  zur  Änderung  der  gesetzlichen  Berichtspflichten  im
 Zuständigkeitsbereich  des  Bundesministeriums  für  Ernäh-
 rung,  Landwirtschaft  und  Verbraucherschutz  auf  Bürokratie-
 kosten,  die  durch  Informationspflichten  begründet  werden,
 geprüft.

 Mit  dem  Entwurf  werden  keine  Informationspflichten  für
 Wirtschaft  und  Bürger  eingeführt,  geändert  oder  aufgeho-
 ben.

 Bei  zwei  Informationspflichten  der  Verwaltung  (Agrar-
 bericht  und  Tierschutzbericht)  werden  die  Berichtsintervalle
 verlängert.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  ist  der  Auffassung,  dass
 der  derzeitige  Aufwand  zur  jährlichen  bzw.  alle  zwei  Jahre
 erfolgenden  Erstellung  der  Berichte  und  der  daraus  resultie-
 rende  Informationsgehalt  in  keinem  angemessenen  Verhält-
 nis  steht.  Der  Rat  begrüßt  daher  die  Verlängerung  der  Perio-
 dizitäten  für  die  beiden  Berichtspflichten  auf  vier  Jahre.
 Zudem  sieht  er  den  grundsätzlichen  Ansatz  einer  Überprü-
 fung  des  Berichtswesens  als  empfehlenswert  für  alle  Bun-
 desressorts.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  stimmt  daher  im  Rahmen
 seines  gesetzlichen  Prüfauftrags  dem  Regelungsvorhaben
 zu.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  836.  Sitzung  am  21.  September
 2007  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs.  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 a)  Der  Bundesrat  sieht  in  der  Reduzierung  der  Häufigkeit
 der  gesetzlich  geforderten  Berichte  im  Zuständigkeitsbe-
 reich  des  Bundesministeriums  für  Ernährung,  Landwirt-
 schaft  und  Verbraucherschutz  einen  erheblichen  Beitrag
 zur  Reduzierung  des  Aufwandes  für  die  Bundesregie-
 rung,  aber  auch  eine  gute  Möglichkeit,  die  Akzente  in  den
 Berichten  künftig  noch  stärker  als  bisher  auf  politisch  be-
 deutsame  Zusammenhänge  und  erkennbare  längerfristige
 Entwicklungen  zu  legen.  Dies  gilt  insbesondere  auch  für
 den Agrarbericht.

 b)  In  Zusammenhang  mit  der  Änderung  des  Landwirt-
 schaftsgesetzes  begrüßt  der  Bundesrat  die  Beibehaltung
 der  laufenden  jährlichen  Erhebung  statistischer  Daten  zu
 Ertrag  und  Aufwand  landwirtschaftlicher  Betriebe  sowie
 deren  jährliche  Veröffentlichung.  Er  bittet  die  Bundesre-
 gierung,  ungeachtet  der  Reduzierung  der  Häufigkeit  der
 Berichtserstellung,  für  die  sektorpolitischen  Entschei-
 dungen  auch  künftig  Erkenntnisse  aus  den  jährlich  erho-
 benen und ausgewerteten Daten heranzuziehen.

 c)  Der  Bundesrat  verweist  auf  seine  Entschließung  über
 Eckpunkte  zur  Novellierung  des  Landwirtschaftsgesetzes
 vom  1.  März  2002  (Drucksache  717/01  –  Beschluss).  Er
 stellt  fest,  dass  die  Bundesregierung  zum  jetzigen  Zeit-
 punkt  von  einer  umfassenden  Modernisierung  des  seit
 1955  im  Wesentlichen  unverändert  gebliebenen  Land-
 wirtschaftsgesetzes  abgesehen  hat.  Der  Bundesrat  bittet
 die  Bundesregierung  deshalb,  zeitnah  unter  Berücksichti-
 gung  schon  vorliegender  Materialien  (z.  B.  Zwischener-
 gebnis  der  Länderarbeitsgruppe  zur  Modernisierung  des
 Landwirtschaftsgesetzes)  eine  entsprechende  Novelle  zu
 erarbeiten  und  die  Länder  bereits  im  Vorfeld  in  die  Bera-
 tungen mit einzubeziehen.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zu  der  Stellungnahme  des
 Bundesrates wie folgt:

 Zu Buchstabe a

 Die  Bundesregierung  und  der  Bundesrat  stimmen  in  der  Auf-
 fassung  überein,  dass  die  Verlängerung  des  Berichtsinter-
 valls  beim  Agrar-  und  beim  Tierschutzbericht  als  erheblicher
 Beitrag  zur  Reduzierung  des  Verwaltungsaufwands  anzuse-
 hen  ist.  Darüber  hinaus  besteht  Einigkeit  über  die  Weiterent-
 wicklung  zu  einer  politisch  akzentuierten  und  längerfristige
 Entwicklungen stärker einbeziehenden Berichterstattung

 Zu Buchstabe b

 Die  mit  dem  Gesetz  zur  Änderung  der  gesetzlichen  Berichts-
 pflichten  vorgenommene  Änderung  des  Landwirtschaftsge-
 setzes  betrifft  lediglich  die  Periodizität  des  Agrarberichts.
 Die  jährliche  Erhebung  von  statistischen  Daten  zu  Ertrag
 und  Aufwand  landwirtschaftlicher  Betriebe  sowie  deren
 jährliche  Veröffentlichung  bleiben  ungeachtet  dessen  weiter-
 hin gewährleistet.

 Zu Buchstabe c

 Mit  dem  Landwirtschaftsgesetz  befasst  sich  das  Bundesmi-
 nisterium  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und  Verbraucher-
 schutz  (BMELV)  in  zwei  Schritten.  Zunächst  wird  die
 gesetzliche  Grundlage  für  die  Modernisierung  und  des  Be-
 richtswesens gelegt.

 Im  zweiten  Schritt  wird  das  BMELV  entsprechend  dem
 Entschließungsantrag  „Neuordnung  des  Berichtswesens“
 (Bundestagsdrucksache  16/5421)  –  dem  der  federführende
 Ausschuss  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und  Verbraucher-
 schutz  des  Deutschen  Bundestages  am  20.  Juni  2007  zuge-
 stimmt  hat  –  prüfen,  wie  das  bestehende  Landwirtschaftsge-
 setz  zu  einem  Landwirtschaftsgesetzbuch  mit  dem  Schwer-
 punkt  Entwicklung  ländlicher  Räume  weiterentwickelt  wer-
 den  kann.  Dabei  ist  zu  klären,  ob  die  Erarbeitung  eines
 Landwirtschaftsgesetzbuches  praktikabel,  durchführbar  und
 für  die  Anwender  von  Nutzen  ist  oder  eine  Modernisierung
 des  Landwirtschaftsgesetzes  ins  Auge  gefasst  werden  sollte.

 Bei  einer  Modernisierung  des  Landwirtschaftsgesetzes  ist
 der  Spielraum  für  neue  materielle  Regelungen  zu  erfassen.
 Auch  eine  durch  die  Agrarministerkonferenz  im  Oktober
 2005  eingesetzte  Länderarbeitsgruppe  verweist  auf  das
 mittlerweile  vorhandene  umfangreiche  Instrumentarium  der
 Gemeinsamen  Agrarpolitik  der  EU.  Darüber  hinaus  existiert
 eine Vielzahl fachgesetzlicher Regelungen.

 Die  Länder  werden  frühzeitig  über  das  Ergebnis  der  Prüfung
 sowie mögliche gesetzgeberische Maßnahmen informiert.
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